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1. Stand des Verfahrens 

 
Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 73 „Wohngebiet Bennstedter Stra-
ße/Granau“ wurde am 18. 12. 2013 durch den Stadtrat der Stadt Halle (Saale) gefasst. Die 
ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte am 09.01.2014 im 
Amtsblatt der Stadt Halle (Saale). 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde im Amtsblatt 
der Stadt Halle (Saale) am 07.06.2017 ortsüblich bekanntgemacht. Im Rahmen der frühzei-
tigen Beteiligung der Öffentlichkeit wurde der Vorentwurf des Bebauungsplans in der Zeit 
vom 14.08.2017 bis zum 15.09.2017 öffentlich ausgelegt. Die frühzeitige Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie der 
Nachbargemeinden erfolgte mit Schreiben vom 08.08.2017. 
Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) hat in seiner Sitzung am 24.10.2018 den Entwurf des 
Bebauungsplans in der Fassung vom August 2018 bestätigt und gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
zur öffentlichen Auslegung bestimmt. Die öffentliche Auslegung des Entwurfs des Bebau-
ungsplans mit der Begründung und den wesentlichen bereits vorliegenden umweltbezoge-
nen Stellungnahmen hat, nach Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Halle (Saale) am 
21.11.2018, in der Zeit vom 29.11.2018 bis zum 11.01.2019 stattgefunden. Mit Schreiben 
vom 22.11.2018 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB zur Abgabe von Stellungnahmen aufgefordert.  
 
Von Seiten der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zum Entwurf wurde 
der vorliegenden Planung überwiegend zugestimmt. Von Seiten der Öffentlichkeit wurde 
eine Stellungnahme abgegeben, die sich auf den Kauf von Flächen innerhalb des Plange-
bietes bezog und die nicht abwägungsrelevant war. 
In der Stellungnahme der EVH GmbH vom 08.01.2019 wurde erstmalig eine zusätzliche 
Trafostation im Plangebiet gefordert, die das Plangebiet und darüber hinaus auch Bereiche 
außerhalb des Plangebietes versorgen soll. Wegen der erforderlichen Versorgung über das 
Plangebiet hinaus nach Norden entlang der Eislebener Straße gab die EVH GmbH den 
Standort der neuen Station im Bereich der geplanten öffentlichen Parkfläche am Nord-
ostrand des Plangebietes vor, da die Trafostation im Lastschwerpunkt stehen muss. 
 

Im Rahmen der Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen durch den Stadtrat am 
26.06.2019 (Beschluss-Nr. VI/2019/04906) wurde im Punkt I-3.1 die Ausweisung des er-
forderlichen Trafostandortes auf einer Teilfläche des bisher als öffentliche Parkfläche aus-
gewiesenen Bereiches beschlossen.  
Das war eine Änderung des Entwurfes des Bebauungsplanes und hätte eine erneuten Of-
fenlage des geänderten Entwurfes gemäß § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB zur Folge gehabt. Da 
durch diese Änderung keine Grundzüge der Planung betroffen wurden und um diese deut-
liche zeitliche Verzögerung zu vermeiden, sollte in Anlehnung an § 4a Abs. 3 Satz 4 
BauGB die schriftliche Zustimmung der angrenzenden Grundstückseigentümer zu dieser 
Änderung eingeholt werden. Im damaligen Abwägungsmaterial wurde darauf verwiesen, 
dass die schriftliche Zustimmung der angrenzenden, unmittelbar betroffenen Grundstücks-
eigentümer zur Errichtung der Trafostation vorliegt. Diese lag dagegen nur von 2 der 3 an-
grenzenden Grundstückseigentümer vor. Es fehlte aber die Zustimmung des dritten 
Grundstückseigentümers, was bei der internen Kontrolle nicht bemerkt wurde. Deshalb ist 
die Abwägung in dem Punkt nicht vollständig und damit nicht sachgerecht. Das wurde der 
Stadt durch einen angrenzenden Grundstückseigentümer mit Schreiben vom 31.12.2019 
angezeigt. Um die Rechtssicherheit des Bebauungsplanes weiterhin zu gewährleisten, trat 
die Stadt gemäß § 4a Abs. 3 BauGB für diese zeichnerische Festsetzung in die erneute 
Einholung der Stellungnahmen von der von der Änderung betroffenen Öffentlichkeit sowie 
den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange nach § 4a Abs. 3 Satz 
4 BauGB ein. 
Da alle anderen Stellungnahmen in der Abwägung am 26.06.2019 sachgerecht abgewogen 
wurden, bestand keine Notwendigkeit, den Bebauungsplan mit seinen anderen Festset-
zungen nochmals offen zu legen. Deshalb wurde bestimmt, dass gemäß § 4a Abs. 3 Satz 
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2 BauGB bei der erneuten Offenlage nur Stellungnahmen zu dem geänderten Teil [hier: 
Versorgungsfläche mit der Zweckbestimmung Elektrizität (Trafostation)] abgegeben wer-
den können. 
Da die Grundzüge der Planung durch die geänderte zeichnerische Festsetzung nicht be-
rührt werden, wurde gemäß § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB die Einholung der Stellungnahmen 
auf die von der Änderung betroffenen Öffentlichkeit sowie die berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange beschränkt.  
Mit Schreiben vom 13.07.2020 wurden die betroffenen Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange und die betroffene Öffentlichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme bis 
zum 14.08.2020 aufgefordert. 4 von 5 Angeschriebenen haben innerhalb der Frist geant-
wortet, ein betroffener Grundstückseigentümer nicht. Dieser wurde mit Schreiben vom 
21.08.2020 erneut zur Abgabe einer Stellungnahme mit Fristsetzung bis zum 23.09.2020 
aufgefordert. 
 

2. Beschlussvorschläge zur Abwägung 

 
In der Liste der Abwägungsvorschläge werden grundsätzlich aufbereitet: 

 die Inhalte der im Rahmen der Beteiligung zum geänderten Entwurf des Bebauungs-
plans eingegangenen Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
chen Belange, Fachbereiche der Stadt sowie die Inhalte der Stellungnahmen der Öf-
fentlichkeit  

 die Beschlussvorschläge zu den einzelnen, in den Stellungnahmen genannten Inhal-
ten sowie die Begründungen/Erläuterungen der Stadt zu den Beschlussvorschlägen  

 
Zur Erläuterung des Umgangs mit den Sachverhalten der Stellungnahmen sind die vier 
verschieden Möglichkeiten in Folge erklärt, unter denen die jeweiligen Sachverhalte einzu-
ordnen sind. Dabei ist zu unterscheiden, ob es sich um abwägungsrelevante Belange han-
delt und diese einer Abwägungsentscheidung des Stadtrates bedürfen (nachfolgend unter 
Nummer 1 und 2 aufgeführt und mit „X“ gekennzeichnet) oder ob es sich um Sachverhalte 
handelt, die aus den genannten Gründen nicht abwägungsrelevant sind, entweder weil sie 

bereits berücksichtigt wurden (Nummer 3 und mit „✓“ – bereits in dem zur öffentlichen 

Auslegung beschlossenen Entwurf des Bebauungsplans berücksichtigt – gekennzeichnet) 
oder weil sie nicht Gegenstand dieses Bauleitplanverfahrens sind (Nummer 4 und mit „H“ – 
Hinweis für nachfolgende Projektumsetzung – gekennzeichnet).  
Bei Stellungnahmen ohne Einwände und Hinweise ist „keine Abwägung erforderlich“, falls 
keine Stellungnahme vorliegt, erfolgt der Vermerk: „Die Abwägungsentscheidung entfällt.“  
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Nr. 
Inhalt der Stellung-

nahme 
Beschlussvorschlag mit 
Begründung/Erläuterung 

berück- 
sichtigt 

J N 

 
1. 

 
Wird berücksichtigt. 

Der vorgebrachte Sachverhalt wird durch 
eine Änderung oder Ergänzung von Plan-
inhalten (textliche und zeichnerische Fest-
setzungen) und/oder in der Begründung 
des Bebauungsplans ganz oder teilweise 
berücksichtigt. Auf die Art und Weise und 
Stelle der vorgeschlagenen Berücksichti-
gung wird in der Begründung des Be-
schlussvorschlags hingewiesen. 

X  

 
2. 

 
Wird nicht berücksichtigt aus den dar-
gelegten Gründen. 

Der vorgebrachte Sachverhalt wird nicht 
berücksichtigt und führt somit nicht zur 
Änderung oder Ergänzung von Planinhal-
ten und/oder der Begründung des Bebau-
ungsplans. 
Die maßgeblichen Gründe der Nichtbe-
rücksichtigung sind in der Begründung des 
Beschlussvorschlags dargelegt. 

 X 

 
3. 

 
Ist bereits berücksichtigt. 

Der vorgebrachte Sachverhalt führt nicht 
zu Änderungen oder Ergänzungen von 
Planinhalten und/oder der Begründung des 
Bebauungsplans, weil der jeweilige Sach-
verhalt darin bereits ausreichend berück-
sichtigt ist. 

✔  

 
4. 

 
Ist nicht Gegenstand dieses Bauleit-
planverfahrens. 

Der vorgebrachte Sachverhalt ist nicht Ge-
genstand des Bauleitplanverfahrens, son-
dern bezieht sich auf Sachverhalte außer-
halb des räumlichen Geltungsbereiches. Er 
ist inhaltlich nicht relevant oder wider-
sprüchlich für das vorliegende Bauleitplan-
verfahren, er ist Sache anderer oder späte-
rer Genehmigungs- oder Planverfahren, 
oder dieser Bauleitplan steht einer ent-
sprechenden Realisierung nicht entgegen. 
Die maßgeblichen Gründe sind - soweit 
erforderlich - in der Begründung des Be-
schlussvorschlags dargelegt. 

H 
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2.1 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, Fachbereiche der Stadt  

 

lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

I-1. 

Energieversorgung Halle Netz GmbH 
Postfach 100160 
06140 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 28.07.2020 

 

  

I-1.1 

für die Erschließung des neuen Wohn-
gebietes und die weiter stabile Versor-
gung über das B-Plangebiet hinaus, ist 
die zusätzliche Trafostation notwendig, 
welche im ausgewiesenen Bereich ein-
geordnet wird. Der Standort wurde auch 
mit dem Vorhabenträger abgestimmt. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-1.2 

Der Standort ist erforderlich, um die 
technische Infrastruktur sowohl des 
neuen Wohngebietes, als auch den ak-
tuellen Bestand darüber hinaus zu be-
rücksichtigen und somit eine stabile 
Versorgung weiter aufrecht zu erhalten. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

 
  

I-1.3 

Es ist erforderlich, dass sich die Bauaus-
führenden über die zum Zeitpunkt der 
Bauausführung vorhandenen Telekom-
munikationslinien der Deutschen Tele-
kom informieren. Für Tiefbauunterneh-
men steht die Trassenauskunft Kabel' 
(Kabelanweisung via Internet) unter fol-
gender Internetadresse zur Verfügung: 
https://trassenauskunft-kabel.telekom.de 
Die Kabelschutzanweisung der Deut-
schen Telekom ist zu beachten. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 

Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung und 
wird daher an den Investor 
weitergeleitet. 

H 

 

I-2. 

Stadt Halle (Saale) – Fachbereich 
Bauen 
 
Stellungnahme vom 06.08.2020 

 

  

I-2.1 

Unter Bezugnahme auf Ihr Schreiben 
vom 13.07.2020 nimmt der FB Bauen 
zum Bebauungsplan Nr. 73 „Wohnge-
biet Bennstedter Straße/Granau“, geän-
derter Entwurf Beteiligung nach § 4a 
Abs. 3 BauGB wie folgt Stellung: 
 
Abteilung Baugenehmigung: 
Zum Zeitpunkt der Beteiligung ist noch 
keine Parzellierung im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes 
erfolgt. Die Anordnung eines Gebäudes 
auf mehreren Flurstücken ist nur zuläs-
sig, wenn eine öffentlich-rechtliche Si-
cherung erfolgt (§ 4 Abs. 2 BauO LSA). 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 

Die Hinweise betreffen die 
Umsetzung der Planung und 
wird daher an den Investor 
weitergeleitet. 
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Der Abbruch des Gebäudes Bennsted-
ter Straße 2a ist anzeigepflichtig (§ 60 
Abs. 3 BauO LSA). 

I-2.2 
 

Abteilung Denkmalschutz 
In Bezug auf denkmalrechtliche Belange 
haben die vorgesehenen Änderungen 
am Entwurf keine Auswirkungen. 
Somit behält unsere Stellungnahme 
vom 25. April 2020 inhaltlich unverän-
dert Gültigkeit: angepasst wurden ledig-
lich die seither veränderten Hausnum-
mern: 
„Aus fachlicher Sicht der Abteilung 
Denkmalschutz bestehen gegen den 
vorliegenden Entwurf keine Einwände. 
Das Vorhaben sowie die vorgesehene 
Fläche für externe Ausgleichsmaßnah-
men befinden sich in unmittelbaren Um-
gebungsschutzbereich des Baudenk-
mals „Gut Granau“ (Granau 6, 6a-j, 7-
10, 10a, 11). Im Sinne des § 1 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 14 Abs. 1 DenkmSchG 
LSA darf die Wirkung von Kulturdenk-
malen durch bauliche Veränderungen in 
deren Umgebung nicht beeinträchtigt 
werden. Diesbezüglich bestehen vorlie-
gend keine Bedenken. Wünschenswert 
ist aus denkmalfachlicher Sicht im Hin-
blick auf die Zugänglichkeit von Kultur-
denkmalen (vgl. § 1 Abs. 4 DenkmSchG 
LSA), dass das Gut Granau auch nach 
Realisierung der Ausgleichsmaßnahmen 
auf der südlich an das Baudenkmal an-
grenzenden Flächen grundsätzlich noch 
zu Fuß umschritten werden kann.“  

 
Keine Abwägung erforder-
lich. 
 

 

I-2.3 

Abteilungen Straßen- und Brückenbau 
sowie Straßenverwaltung: 
Seitens der Abteilungen Straßen- und 
Brückenbau sowie Straßenverwaltung 
gibt es zum o.g. Vorgang keine weiteren 
Hinweise. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 

  

 

I-3. 

Stadt Halle (Saale) – Fachbereich 
Immobilien, Abt. Liegenschaften 
 
Stellungnahme vom 14.08.2020 
 
Nach Prüfung der Unterlagen zur beab-
sichtigten Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 73 „Wohngebiet Bennstedter 
straße/Granau“ gibt es seitens der Ab-
teilung Liegenschaften keine Einwände 
nur den Hinweis, dass die Angaben zu 
den vom Geltungsbereich betroffenen 
Flurstücken unter Punkt 2.2 der Be-

Wird Berücksichtigt. 

Der Punkt 2.2 der vorliegen-
den Begründung wird ent-
sprechend geändert. Das 
Flurstück 2671 wurde inzwi-
schen weiter geteilt in die 
Flurstücke 2674 bis 2717. 

X  
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gründung zum geänderten Entwurf nicht 
mehr korrekt sind. 
Aus den Grundstücken Nietleben, Flur 
2, Flurstücke 2630, 2631, 2632, 2633 
(Teilfläche), 2629 sowie 2594 sind zwi-
schenzeitlich die neuen Flurstücke 2651 
und 2671 gebildet worden. 

 

Es sind keine zusätzlichen Belange dieser Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange, Fachbereiche und Gemeinden bekannt, die für die Rechtmäßigkeit der Abwägung 
von Bedeutung sind und entscheidenden Einfluss auf die Weiterbearbeitung haben könn-
ten. 

2.2 Öffentlichkeit 

 
Hinweis: 
Im Folgenden ist aus Datenschutzgründen anstelle des Namens und der Anschrift jeweils 
eine Nummer angegeben. Anhand dieser Nummer sind der Name und die Anschrift aus der 
Namens- und Adressenliste zu ersehen, die der Verfahrensakte – aus Datenschutzgründen 
nicht zur Veröffentlichung freigegeben! – beigefügt ist. 
 

lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

II-1. 

Öffentlichkeit 1 
 
Stellungnahme vom 13.08.2020 
 
Bezüglich Ihres oben genannten 
Schreibens möchten wir mitteilen, dass 
wir zu dem geänderten Teil - Versor-
gungsfläche mit der Zweckbestimmung 
Elektrizität (Trafostation) – keine Ein-
wendungen erheben und mit der Verfah-
rensweise einverstanden sind. 

Keine Abwägung erforder-
lich.  
 

  

 

II-2. 
Öffentlichkeit 2 
 
Stellungnahme vom 22.09.2020 

 
  

II-2.1 

Wir haben Ihr Schreiben vom 21. Au-
gust 2020 erhalten. 
Gegen den „Entwurf zum Bebauungs-
plan Nr. 73-„Wohngebiet Bennstedter 
Straße/Granau“ vom 25.06.2020 möch-
ten wir folgende Einwände vorbringen: 
 
Maßnahmen des Artenschutzes 
Durch die Beseitigung der Halle des 
ehemaligen Ausbesserungswerks wurde 
der Lebensraum von Fledermäusen, die 
den abendlichen Rundflug von hieraus 
begannen, vermutlich zerstört. Somit 
fehlen angemessene, ausreichende 
Ersatzmaßnahmen zum Artenschutz im 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 

Gemäß § 4a Abs. 3 Satz 2 
BauGB war bestimmt wor-
den, dass Stellungnahmen 
nur zu dem geänderten Teil 
(hier: Versorgungsfläche mit 
der Zweckbestimmung Elekt-
rizität (Trafostation)) abge-
geben werden können. Da-
rauf wurde ausdrücklich im 
Anschreiben zur Abgabe der 
Stellungnahme hingewiesen. 
Das Vorgetragene bezieht 

H 
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o.g. Entwurf. 
Eine Bestandsaufnahme zur Sicherung 
der Lebensräume innerhalb der ehema-
ligen leerstehenden Halle konnte nicht 
festgestellt werden. 
Wie wird der Schutz von einheimischen 
Tierarten, wie Fledermäusen im betref-
fenden Wohngebiet nachhaltig gewähr-
leistet? 

sich nicht darauf und ist 
deshalb nicht Gegenstand 
dieses Verfahrens. Das Vor-
getragene hätte im Rahmen 
der vorherigen Offenlage 
vom 29. November 2018 bis 
zum 11. Januar 2019 vorge-
bracht werden können. Das 
ist nicht erfolgt. 
 
Zur Information wird mitge-
teilt, dass in der angespro-
chene Halle selbstverständ-
lich einer Bestandsaufnahme 
in Bezug auf Lebensräume 
von Gebäudebrütern und 
Fledermäusen durchgeführt 
wurde. Es konnten keine 
Kotspuren und/oder Nistplät-
ze gefunden werden. Das ist 
im vorliegenden Umweltbe-
richt zum geänderten Ent-
wurf des Bebauungsplanes 
Nr. 73 unter Punkt 2.1.2.1 
auf Seite 58 dokumentiert. 

II-2.2 

Beeinträchtigung der Eigentumssituation 
Die Elektroanlage/Trafostation und die 
Parkplätze im unmittelbaren Grenzbe-
reich südlich zu unserem Grundstück 
(Gemarkung Nietleben, Flur 2 Flurstück 
xx) führen zu einer Beeinträchtigung der 
Nutzung unseres Grundstücks. Wir ha-
ben auf die vollständige Grundstücks-
größe Grunderwerbssteuer bezahlt und 
zahlen jährlich ohne jegliche Abschläge 
unsere Grundsteuer. Eine Einschrän-
kung unserer Grundrechte ist daher 
nicht nachvollziehbar. 

Wird nicht berücksichtigt 
aus den dargelegten 
Gründen. 

Welche Beeinträchtigungen 
oder Einschränkungen der 
Grundrechte für das ange-
sprochene Flurstück vorlie-
gen sollen, geht aus der 
Einwendung nicht hervor. 
Das angesprochene Flur-
stück liegt außerhalb des 
Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes. Die Ände-
rung bezieht keinerlei Flä-
chenanteile des angespro-
chenen Grundstückes ein.  

 X 

II-2.3 

Durch die Bebauung der Grenzbereiche 
mit einer Elektroanlage/Trafostation und 
mehreren Stellplätzen für das Wohnge-
biet lt. Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 
73 - „Wohngebiet Bennstedter Stra-
ße/Granau“ vom 25.06.2020, ist eine 
bauliche Erweiterung unseres Grund-
stückes wesentlich beeinträchtigt. 

Wird nicht berücksichtigt 
aus den dargelegten 
Gründen. 

Welche bauliche Erweite-
rung auf dem Grundstück 
wesentlich beeinträchtigt 
wird, wird nicht ausgeführt 
und ist auch nicht erkennbar. 
Auf dem betroffenen Grund-
stück sind bauliche Erweite-
rungen im Rahmen des § 34 
BauGB weiterhin uneinge-

 X 
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schränkt möglich. 

II-2.4 

Da die vorgenannten baulichen Anlagen 
aufgrund der Entstehung des neuen 
Wohngebietes lt. Entwurf zum Bebau-
ungsplan Nr. 73 - „Wohngebiet 
Bennstedter Straße/Granau“ vom 
25.06.2020, erforderlich werden, müs-
sen sich beeinträchtigende Anlagen 
grundsätzlich auf das vorgenannte 
Wohngebiet beschränken und auch 
ausschließlich die direkten Nutznießer 
der Anlagen beeinträchtigen. 

Wird nicht berücksichtigt 
aus den dargelegten 
Gründen. 

Es gibt keine gesetzliche 
Grundlage, dass sich Anla-
gen grundsätzlich auf das 
konkret geplante Wohnge-
biet beschränken und auch 
ausschließlich die direkten 
Nutznießer der Anlagen be-
einträchtigen dürften. Ge-
mäß § 15 Abs. 1 Satz 2 
BauNVO sind Anlagen nur 
dann unzulässig, wenn von 
ihnen unzumutbare Störun-
gen oder Belästigungen für 
das Baugebiet selbst oder 
dessen Umgebung ausge-
hen. Welche unzumutbaren 
Beeinträchtigungen von der 
Versorgungsfläche mit der 
Zweckbestimmung Elektrizi-
tät (Trafostation) ausgehen 
sollen, wird nicht dargelegt. 
Solche sind für die Stadt 
nicht erkennbar. 

 X 

II-2.5 

Wie umlaufend, zu den anderen Wohn-
gebieten/Grundstücken, sollte auch im 
südlichen Bereich unseres Grundstü-
ckes ein „Grünes-Band“ entstehen. 

Wird nicht berücksichtigt 
aus den dargelegten 
Gründen. 

Auf der Ost- und der Südsei-
te des Plangebietes wurden 
auch keine privaten Grünflä-
chen ausgewiesen. Die 
Ausweisung von privaten 
Grünflächen an der West- 
und Teilbereichen der Nord-
seite rührt aus dem Vorhan-
densein von geschützten 
Biotopen und potentiell ge-
eigneten Ausgleichsflächen 
her. Es gibt keinen städte-
baulichen Grund, das ge-
samte neu entstehende 
Wohngebiet mit einem „grü-
nen Band“ zu umgeben. 

 X 

II-2.6 

Bitte beachten Sie, dass alle anschlie-
ßenden Grundstücke westlich von dem 
neu entstehenden Wohngebiet lt. Ent-
wurf zum Bebauungsplan Nr. 73 - 
„Wohngebiet Bennstedter Stra-
ße/Granau“ vom 25.06.2020, geschützt 

Wird nicht berücksichtigt 
aus den dargelegten 
Gründen. 

Welche wesentliche Beein-
trächtigung vorliegen soll, 

 X 
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werden. 
Allein unser Grundstück wird durch das 
vorgenannte Wohngebiet wesentlich 
beeinträchtigt wie beschrieben. 

wird nicht benannt. Wie 
schon im Pkt. II-2.5 der vor-
liegenden Abwägung ausge-
führt, wurden private Grün-
flächen am Rand des Plan-
gebietes nicht aus „Schutz-
gründen“ für angrenzende 
Bebauung, sondern nur aus 
naturschutzfachlichen Grün-
den ausgewiesen. 

II-2.7 

Neben der baulichen Entfaltung fehlt 
hinsichtlich der Trafostation eine gut-
achterliche Stellungnahme zur Auswir-
kung von gesundheitlichen Schäden 
durch Emissionen. 

Wird nicht berücksichtigt 
aus den dargelegten 
Gründen. 

Nach Auskunft des Versor-
gungsträgers handelt es sich 
bei der inzwischen aufge-
stellten Station um das Pro-
dukt der Fa. Scheidt NZ 150-
300, für die eine Typenzu-
lassung und entsprechende 
Zertifikate vorliegen. Das ist 
eine Form der gutachterli-
chen Stellungnahme und es 
ist sichergestellt, dass von 
der Station keine unzulässi-
gen Emissionen ausgehen. 
Es gibt für die Stadt keinerlei 
Anhaltspunkte, dass es zu 
gesundheitlichen Schäden 
durch Emissionen kommen 
könnte. 

 X 

II-2.8 

Ein Aufstellung der Trafostation am 
Lastschwerpunkt kann auch unmittelbar 
am Anfang des Wohngebietes südwest-
lich des Flurstückes 2084 erfolgen. 
Hierbei kommt es allein zur Beeinträch-
tigung der direkten Nutznießer der be-
nannten baulichen Anlagen. 

Wird nicht berücksichtigt 
aus den dargelegten 
Gründen. 

Nach Aussage des Versor-
gungsträgers ist ein weiteres 
Herausrücken der Trafosta-
tion aus dem Lastschwer-
punkt nach Westen nicht 
möglich, da diese Station 
auch große Teile der Ortsla-
ge Nietleben versorgt. Diese 
Versorgung würde bei einer 
Verschiebung nach Westen 
oder Südwesten nicht mehr 
abgesichert werden können. 

 X 

II-2.9 

Gefahrenabwehr und Lärmbelästigung 
Die Anordnung der einzigen Zu- und 
Abfahrt zum Wohngebiet lt. Entwurf zum 
Bebauungsplan Nr. 73 - „Wohngebiet 
Bennstedter Straße/Granau“ vom 
25.06.2020, führt neben einer wesentli-

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 

Gemäß § 4a Abs. 3 Satz 2 
BauGB war bestimmt wor-
den, dass Stellungnahmen 

H 
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chen Lärmbelästigung im Bereich zu 
unserem Gartenbereich zu einem er-
höhten Unfallschwerpunkt. 

nur zu dem geänderten Teil 
(hier: Versorgungsfläche mit 
der Zweckbestimmung Elekt-
rizität (Trafostation)) abge-
geben werden können. Da-
rauf wurde ausdrücklich im 
Anschreiben zur Abgabe der 
Stellungnahme hingewiesen. 
Das Vorgetragene bezieht 
sich nicht darauf und ist 
deshalb nicht Gegenstand 
dieses Verfahrens. Das Vor-
getragene hätte im Rahmen 
der vorherigen Offenlage 
vom 29. November 2018 bis 
zum 11. Januar 2019 vorge-
bracht werden können. Das 
ist nicht erfolgt. 
 
Zur Information wird mitge-
teilt, dass die Gefahr eines 
erhöhten Unfallschwerpunk-
tes durch die Anbindung des 
Plangebietes an die 
Bennstedter Straße durch 
die dafür zuständigen Be-
hörden (Polizeidirektion und 
untere Verkehrsbehörde der 
Stadt) nicht besteht. In den 
Stellungnahmen der Behör-
den zum Entwurf vom Au-
gust 2018 wurden dazu kei-
ne Hinweise gegeben. 

II-2.10 

Die Anordnung einer zweiten Zu- bzw. 
Abfahrt oder beides zur Verringerung 
der Lärmbelästigung und Minderung des 
Unfallschwerpunktes kann grundsätzlich 
auch über die Kölmer Straße und damit 
über das bereits bestehende Wohnge-
biet oder direkt über die Soltauer Straße 
erfolgen. Rationelle Gründe die dage-
gen sprechen können nicht erkannt 
werden. Durch diesen ausgewogenen 
städtebaulichen Vorschlag würde es zu 
einer einheitlichen Belastung aller An-
lieger kommen. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 

Gemäß § 4a Abs. 3 Satz 2 
BauGB war bestimmt wor-
den, dass Stellungnahmen 
nur zu dem geänderten Teil 
(hier: Versorgungsfläche mit 
der Zweckbestimmung Elekt-
rizität (Trafostation)) abge-
geben werden können. Da-
rauf wurde ausdrücklich im 
Anschreiben zur Abgabe der 
Stellungnahme hingewiesen. 
Das Vorgetragene bezieht 
sich nicht darauf und ist 
deshalb nicht Gegenstand 
dieses Verfahrens. Das Vor-
getragene hätte im Rahmen 
der vorherigen Offenlage 
vom 29. November 2018 bis 
zum 11. Januar 2019 vorge-
bracht werden können. Das 

H 
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ist nicht erfolgt. 

Zur Information wird mitge-
teilt, dass im rechtswirksa-
men Bebauungsplan Nr. 74 
„Eislebener Straße/Soltauer 
Straße“ die Anbindung des 
Bebauungsplanes Nr. 73 im 
Bereich der Bennstedter 
Straße vorgesehen war. Die 
Bennstedter Straße wurde 
gemäß der Festsetzungen 
des Bebauungsplanes Nr. 74 
schon mit einem entspre-
chenden Anbindestutzen 
gebaut. Eine weitere Anbin-
dung an die Köllmer Straße 
ist nach den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes Nr. 74 
nicht zulässig. Eine normge-
rechte Anbindung hätte er-
hebliche Eingriffe in dort 
vorhandene private Grund-
stücke zur Folge, da der dort 
vorhandene städtische Weg 
nur eine Breite von 3,5 m 
hat. Die Anbindung an die 
Soltauer Straße würde den 
zusätzlichen Neu- und Aus-
bau einer normgerechten 
Straße auf ca. 150 m erfor-
dern. Das hätte zu zusätzli-
chen Flächenversiegelungen 
und erhöhten Erschlie-
ßungskosten geführt. Des-
halb wurde diese Möglichkeit 
von der Stadt nicht weiter 
verfolgt. 

II-2.11 

Durch den Ausbau der Zu- Abfahrt zur 
B80 in Verbindung mit einer einzigen 
Zu-, Abfahrt zum neuen Wohngebiet 
führt dies zu einer erhöhten Lärmbeläs-
tigung insbesondere für unser Grund-
stück (Gemarkung Nietleben, Flur, Flur-
stück xx). 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 

Gemäß § 4a Abs. 3 Satz 2 
BauGB war bestimmt wor-
den, dass Stellungnahmen 
nur zu dem geänderten Teil 
(hier: Versorgungsfläche mit 
der Zweckbestimmung Elekt-
rizität (Trafostation)) abge-
geben werden können. Da-
rauf wurde ausdrücklich im 
Anschreiben zur Abgabe der 
Stellungnahme hingewiesen. 
Das Vorgetragene bezieht 
sich nicht darauf und ist 
deshalb nicht Gegenstand 
dieses Verfahrens. Das Vor-

H 
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getragene hätte im Rahmen 
der vorherigen Offenlage 
vom 29. November 2018 bis 
zum 11. Januar 2019 vorge-
bracht werden können. Das 
ist nicht erfolgt. 

Zur Information wird mitge-
teilt, dass der Ausbau des 
Knotens Teutschenthaler 
Landstraße/B 80 über ein 
Planfeststellungsverfahren 
des Landes erfolgt und im 
Rahmen dieses Verfahrens 
hätte vorgetragen werden 
müssen.  

In der vorliegenden Begrün-
dung wird auf Seite 36 aus-
geführt, dass durch das 
neue Wohngebiet mit einem 
Aufwuchs von ca. 60 PKW 
pro Tag zu rechnen ist. Das 
führt nicht zu einer unzuläs-
sigen Lärmbelastung durch 
den Bebauungsplan Nr. 73. 

II-2.12 

Zum Schutz der Bestandsgrundstücke, 
insbesondere unsers direkt beeinträch-
tigten Eckgrundstücks, fehlen im Ent-
wurf zum Bebauungsplan Nr. 73 - 
„Wohngebiet Bennstedter Stra-
ße/Granau“ vom 25.06.2020 jegliche 
Schutzmaßnahmen. 

Wird nicht berücksichtigt 
aus den dargelegten 
Gründen. 

In Bezug auf die Auswirkun-
gen des geänderten Entwur-
fes wird ausführlich auf Seite 
38 der vorliegenden Begrün-
dung vom 26.06.2020 auf 
mögliche unzumutbare Stö-
rungen oder Belästigungen 
der Trafostation für benach-
barte Grundstücke einge-
gangen. Diese konnten nicht 
festgestellt werden und lie-
gen nicht vor. Vom Einwen-
der werden auch keine kon-
kreten unzumutbaren Beein-
trächtigungen seines Grund-
stückes durch die Trafostati-
on vorgetragen. 

Auswirkungen durch die 
Verkehrserschließung sind 
nicht Gegenstand dieses 
Verfahrens. In den vorher-
gehenden Punkten der Ab-
wägung wurde zur Informati-
on trotzdem darauf einge-
gangen. 

 X 
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II-2.13 

Aufgrund zunehmenden KFZ Verkehr 
und veränderter äußerer Rahmenver-
hältnisse kann eine 6 Jahre alte schall-
technische Untersuchung als nicht aktu-
ell und nicht ausreichend aussagekräftig 
angesehen werden. 
Wir bitten um Beachtung unserer Ein-
wände und stehen Ihnen gerne für 
Rückfragen zur Verfügung. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 

Gemäß § 4a Abs. 3 Satz 2 
BauGB war bestimmt wor-
den, dass Stellungnahmen 
nur zu dem geänderten Teil 
(hier: Versorgungsfläche mit 
der Zweckbestimmung Elekt-
rizität (Trafostation) abgege-
ben werden können. Darauf 
wurde ausdrücklich im An-
schreiben zur Abgabe der 
Stellungnahme hingewiesen. 
Das Vorgetragene bezieht 
sich nicht darauf und ist 
deshalb nicht Gegenstand 
dieses Verfahrens. Das Vor-
getragene hätte im Rahmen 
der vorherigen Offenlage 
vom 29. November 2018 bis 
zum 11. Januar 2019 vorge-
bracht werden können. Das 
ist nicht erfolgt. 

Zur Information wird mitge-
teilt, dass es seit 2014, dem 
Zeitpunkt der Erstellung der 
schalltechnischen Untersu-
chung, keinerlei Verände-
rungen in Bezug auf die Be-
rechnungsvorschriften gege-
ben hat. Zudem haben die 
dafür zuständigen Behörden 
und Träger öffentlicher Be-
lange in ihren Stellungnah-
men zu der vorliegenden 
Untersuchung auf keine De-
fizite hingewiesen. Vom 
Einwender werden auch kei-
ne konkreten Angaben ge-
macht, wo er Defizite in der 
vorliegenden schalltechni-
schen Untersuchung sieht.  

 

 


